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Lohn Zuerst ärgerte sich SP-Na-
tionalrätin Rebecca Ruiz über die
«skandalöse» Lohndifferenz in
einem Stelleninserat der IT-Fir-
ma Meyer Info, nun ist sie über
die Gewerkschaft Unia verärgert.
In einem Inserat, das auf Stellen-
plattformen aufgeschaltet war,
wurde eine HR-Assistentin oder
einHR-Assistent gesucht.Männ-
lichen Bewerbernwurde ein Jah-
reslohn von 80000 Franken in
Aussicht gestellt, Frauen für die
gleiche Stelle 64000 Franken.
Ruiz war von einer Journalistin
auf die Lohndiskriminierung in
den Inseraten aufmerksam ge-
macht worden.

Der Haken an der Sache: Das
Inserat ist ein Fake, die Firma
Meyer eine Erfindung der Unia.
Diese liess das Inserat gezielt
verbreiten, als Teil einer Kampa-
gne gegen die Lohnungleichheit.
«Ich finde diese Methode zwei-
felhaft, so etwas geht nicht», sagt
Ruiz nun auf Anfrage. «Es gibt
genügendreale Fälle von Lohn-
diskriminierung,manmuss sol-
che nicht erfinden.»

Eigentlichwollte die Unia am
nächsten Dienstag an einer Me-
dienkonferenz für dieAuflösung

sorgen. Nachdem das «St.Galler
Tagblatt» dieseWoche die Kam-
pagnenmethode aufdeckte, ver-
öffentlichte Unia einen Tag spä-
ter eine Medienmitteilung mit
dem Titel «Ein fiktives Stellen-
angebot enthüllt die Lohnun-
gleichheiten». Sie rechtfertigte
das Vorgehen als Mittel, um auf
die 20 Prozent Lohnunterschied
zwischen Mann und Frau auf-
merksam zu machen.

Druck vor der Ratsdebatte
Der Zeitpunkt der Kampagne ist
nicht zufällig gewählt. Am
22. September mobilisiert die
Unia für eine Demonstration
gegen Lohnungleichheit in Bern,
zwei Tage später berät der Na-
tionalrat eine Gesetzesvorlage,
mit der die Lohndiskriminierung
bekämpft werden soll. Die Revi-
sion des Gleichstellungsgesetzes
sieht vor, dass Unternehmenmit
100 oder mehr Angestellten zu
Lohngleichheitsanalysen ver-
pflichtetwerden. Sanktionen für
Firmen, die gegen das Gebot glei-
cher Löhne für gleicheArbeit ver-
stossen, sind nicht vorgesehen.

BürgerlicheNationalrätinnen,
die für die Vorlage kämpfen, re-

agieren mit Unverständnis auf
die fingierten Inserate. BDP-Na-
tionalrätin Rosmarie Quadranti
bezeichnet das Vorgehen von
Unia als «kindisch» und befürch-
tet, «dass es der Sache schadet».
Ähnlich reagiert CVP-National-
rätin Kathy Riklin. «Solche Me-
thoden sind kontraproduktiv.Am
Schluss glaubt man denen, die
behaupten, die Lohnungleichheit
gebe es nicht.»

Mehrere bürgerliche Politiker
äusserten sich entsprechend in
denMedien. «Wenn die Unia auf
Fake News zurückgreifen muss,
um die Notwendigkeit einerÄn-
derung aufzuzeigen, zeigt dies
klar, dass es keinen Handlungs-
bedarf gibt», sagte FDP-Natio-
nalrat Thierry Burkart dem
«Blick».

Einige linkeNationalrätinnen
nehmen die Unia in Schutz. «Die
Kampagne macht unkonventio-
nell und überspitzt auf ein Pro-
blem aufmerksam,was fürKam-
pagnen nicht unüblich ist», sagt
Flavia Wasserfallen (SP). Wenn
bürgerliche Parlamentarier die
Kampagne der Unia nun dazu
nutzten, die Lohnunterschiede
zu bestreiten, sei dies der eigent-

liche Skandal. «Die Lohnunter-
schiede sind eine Realität.»Auch
MayaGraf (Grüne) sieht die Unia-
Kampagne als Mittel, Aufmerk-
samkeit für die Lohnungleichheit
zu generieren. Wichtig sei, dass
der fiktive Charakter des Inserats
von den Urhebern transparent
gemacht werde.

Unia würde es wieder tun
Die Unia hält ihr Vorgehen nach
wie vor für richtig. Es handle sich
um ein ungewöhnliches Kampa-
gnenmittel in einer ausserge-
wöhnlichen Situation, sagt die
Verantwortliche Corinne Schä-
rer,Mitglied derUnia-Geschäfts-
leitung. Das politische Ringen
um die Gesetzesrevision dauere
nun schon fünf Jahre an. In der
vorberatenden Kommission des
Nationalrats habe sogar die ab-
geschwächte Vorlage nur dank
dem Stichentscheid der Präsi-
dentin Christine Bulliard (CVP)
eineMehrheit erhalten, gegen die
Stimmen von FDP und SVP. Im
Ständerat brauchte es zwei An-
läufe, damit die Revision eine
Mehrheit erhielt.

Markus Brotschi

Politikerinnen kritisieren fingiertes Unia-Stelleninserat
Die Gewerkschaft schrieb eine Stelle mit einem diskriminierenden Lohn für Frauen aus.
Mehrere Nationalrätinnen halten das Fake-Inserat jedoch für kontraproduktiv.

Positive Bilanz bei
Bekämpfung der Armut
Konferenz Die Partner des natio-
nalen Programms gegen Armut
ziehen für die Arbeit in den ver-
gangenen fünf Jahren eine posi-
tive Bilanz. Doch gewonnen ist
noch nichts, wie Sozialminister
Alain Berset an der Armutskon-
ferenz in Bern sagte. «Es gibt
noch enorm viel zu tun», sagte
derBundespräsident in seinerEr-
öffnungsrede.Armut sei in einem
so reichen Landwie der Schweiz
nicht akzeptabel. Immerhin habe
das ProgrammgegenArmut, das
noch bis Ende Jahr läuft, Schrit-
te in die richtige Richtung mög-
lich gemacht. Die Beziehungen
unddie Zusammenarbeit derver-
schiedenen Partner seien ge-
stärktworden, sagte Berset.Man
habe Kenntnisse vertieft, Infor-
mationen ausgetauscht sowie
Handlungsfelder und gute Pra-
xisbeispiele definiert. (sda)

Carobbio oder Gysi
als SGB-Präsidentin
Gewerkschaften Nach 20 Jahren
Männerpräsidentschaft sei es
Zeit für eine SGB-Präsidentin. Zu
diesemSchluss kommt die Frau-
enkommission des Schweizeri-
schenGewerkschaftsbunds (SGB)
nach Hearings mit den beiden
KandidatinnenMarina Carobbio

und Barbara Gysi. Eine dieser
zwei Frauen müsse die Nachfol-
gerin des abtretenden Präsiden-
ten Paul Rechsteiner werden,
heisst es in einemCommuniqué.
Beide Frauen verfügten über
die nötige Führungserfahrung,
Durchsetzungskraft undKompe-
tenz,umdenGewerkschaftsbund
in die Zukunft zu führen. Die
SGB-Frauenkommission be-
schloss deshalb, dem Kongress
Carobbiowie auch Gysi zurWahl
zu empfehlen. (sda)

Avenir Suisse
kritisiert Agrarpolitik
Landwirtschaft Die liberale Denk-
fabrikAvenir Suisse kritisiert die
volkswirtschaftlichen Kosten der
Agrarpolitik. Sie fordert grund-
legende Reformen und pocht auf
den Freihandel.Avenir Suisse be-
zifferte in einer gestern vorge-
stellten Studie die volkswirt-
schaftlichen Kosten für Land-
wirtschaft und Ernährung in der
Schweiz auf über 20 Milliarden
Franken im Jahr. Mit einem
10-Punkte-Programm könnten
diese Kosten um rund 14,4 Mil-
liarden pro Jahr gesenktwerden,
hat Avenir Suisse errechnet. Der
Bauernverband wies die Kritik
zurück. Die Errechnung der
volkswirtschaftlichen Kosten sei
«Zahlenakrobatik»mit völlig un-
realistischen Annahmen. (sda)

Nachrichten

Fabian Renz

Gleich zweimal stimmen die
Schweizerinnen und Schweizer
am 23. September darüber ab,
was auf ihren Teller kommen
soll. «Fair Food» und «Ernäh-
rungssouveränität» sind zwei
Volksinitiativen mit ähnlicher
Stossrichtung, die aber eine
differenzierte Betrachtung
verdienen. Denn bei allen
Parallelen unterscheiden sich
Intention und Radikalität der
beiden Anliegen doch deutlich.

«Ernährungssouveränität»,
lanciert vonWestschweizer
Bauerngewerkschaften, ist auf
den Eigennutz der Initianten-
Klientel ausgerichtet. Dem
Bund werden diverse Massnah-
men abverlangt, um die Situa-
tion der Landwirte zu verbes-
sern. Der grenzüberschreitende
Lebensmittelhandel soll via
Zölle und Produktenormen fast
gänzlich abgeklemmt werden,
um die Bauern vor Konkurrenz
zu schützen. «Ernährungssou-
veränität» klingt nach trotziger
Selbstbehauptung, meint aber
einen Imperativ an die Konsu-
menten: Zu essen ist, was die
heimische Scholle hergibt.
Strukturerhaltung wäre neu die
oberste Maxime jeglichen
politischen Umgangs mit der
Bauernschaft, mehr noch: Die
Initiative verlangt gar allen
Ernstes, die Zahl der in der
Landwirtschaft Beschäftigten
wieder zu steigern. Quasi en
passant will die Initiative noch
ein Gentechverbot in die Ver-
fassung packen – ein nicht
undiskutables Anliegen, das
freilich den fortschrittsfeindli-
chen «Spirit» dieser Abstim-
mungsvorlage umso deutlicher
zutage treten lässt.

Es ist zweifelhaft, ob die Rück-
verwandlung der Schweiz in
einen sich autark ernähren-
den Agrarstaat, wie es die
Initiative anstrebt, wirklich
gelingen könnte. Doch auch der
blosse Versuch würde Konsu-
menten und Volkswirtschaft
viel kosten, allein schon wegen
der diversen Handelsverträge,
die wir zu brechen hätten. Die

Zukunft der Schweizer Land-
wirtschaft liegt nicht auf dem
Ballenberg. Für innovative
Bauern gibt es nicht den ge-
ringsten Grund, einem derart
rückwärtsgewandten Volksbe-
gehren zuzustimmen – erst
recht nicht für die 97 Prozent
der Schweizer Beschäftigten,
die ausserhalb der Landwirt-
schaft arbeiten.

Komplizierter ist der Fall der
Fair-Food-Initiative. Man darf
ihr zugutehalten, dass sie nicht
primär den Strukturwandel
aufhalten will, sondern auf
Ökologie, Tierwohl und Quali-
tät der Nahrung fokussiert. Ihr
erklärtes Ziel, umwelt- und
ressourcenschonende Land-
wirtschaft zu fördern, ist rich-
tig. Doch auch sie schafft

Rechtsunsicherheit. Bei einem
Ja dürften nur noch Lebensmit-
tel importiert werden, die
bestimmten, nicht näher defi-
nierten Normen auf Schweiz-
adäquatem Niveau genügten.
Niemand vermochte bisher
darzulegen, wie dies völker-
rechtskonform umzusetzen
wäre, ohne das Anliegen zu
entkernen. Neue aussenpoliti-

sche Verwerfungen kämen für
die Schweiz zur Unzeit. Die
Situation mit der EU und den
Bilateralen ist vertrackt genug.

Die Schweizer Agrarpolitik
wiederum ist, bei allemWeh-
klagen von allen Seiten, im
Grossen und Ganzen richtig
unterwegs. Man hat in den letz-
ten Jahren umgesattelt auf
Direktzahlungen, statt die
Produktion von Käse- und

Butterbergen zu subventionie-
ren. Ökologische Leistungen
sind wichtiger geworden,
offene Märkte ebenfalls. Dies
wird, in angemessen vorsichti-
gem Tempo, der Trend bleiben
und bleiben müssen.

Wer aber unsere Bauern und
eine hochwertige Produktion
stärken will, ist nicht auf «Fair
Food» und «Ernährungssouve-
ränität» angewiesen.Wir
stimmen nämlich nicht nur am
23. September über unser
Essen ab, sondern im Grunde
jeden Tag.Wir tun es mit dem
Griff ins Ladenregal: Wer
Schweizer Gemüse, Fleisch und
Obst in Bioqualität kauft, der
muss zwar etwas mehr bezah-
len. Doch er erhält hervorra-
gendeWare – und naiv wäre er
mit der Annahme, ein (doppel-
tes) Ja in zweiWochen käme
ihn billiger zu stehen.

Bessermehr Bio essen als Ja stimmen
Leitartikel Die Initiative zur «Ernährungssouveränität» ist weltfremd, jene zu «Fair Food» schafft Rechtsunsicherheit.
Die Schweizer Agrarpolitik ist gut auf Kurs und bedarf keiner Radikalkur – und ammeisten tun kann sowieso der Konsument.

Am 23. September geht es zweimal um unsere Ernährung. Im Bild ein Feld mit reifer Gerste. Foto: Urs Jaudas

Die Zukunft
der Schweizer
Landwirtschaft
liegt nicht auf
dem Ballenberg.


